
1. Zum maßgeblichen Zeitpunkt für die Prüfung, ob die Erteilung einer Ausbildungsduldung ausgeschlossen
ist,  weil  konkrete  Maßnahmen  zur  Aufenthaltsbeendigung  bevorstehen  (hier:  keine  Mitteilung  über  den
Wechsel des Ausbildungsbetriebs).

2. Bei dem Begehren auf Erteilung einer Ausbildungsduldung wird aufgrund der mit einer Ausbildungsduldung
zu  erlangenden  Position,  die  deutlich  über  diejenige  einer  Aussetzung  der  Abschiebung  hinausgeht,  ein
Hauptsachestreitwert in Höhe von 5.000,00 € zugrunde gelegt.

(Amtliche Leitsätze)

7 B 11079/17

Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz

Beschluss vom 11.07.2017

T e n o r

Die Beschwerde der Antragstellerinnen gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichts Koblenz vom 5. Mai
2017 wird zurückgewiesen.

Die Antragstellerinnen tragen die Kosten des Beschwerdeverfahrens.

Der Wert des Streitgegenstands wird, zugleich unter Abänderung des Beschlusses des Verwaltungsgerichts
Koblenz vom 5. Mai 2017, für beide Rechtszüge auf 7.500,00 € festgesetzt.

G r ü n d e

I.

1 Die Antragstellerinnen (geboren am … 1980 und … 2009) sind armenische Staatsangehörige. Sie

reisten zunächst am 6. März 2013 mit Schengen-Visa auf dem Luftweg nach Italien ein. Zu einem späteren

Zeitpunkt erfolgte die Einreise in die Bundesrepublik Deutschland. Die ursprünglich bis zum 4. April 2013

gültigen Schengen-Visa wurden am 19. März 2013 durch die Niederlande bis zum 20. April 2013 verlängert.

Unter  Vorlage einer  auf  den 15.  April  2013 datierten Heiratsurkunde aus  Dänemark  begehrte  die  Antrag-

stellerin zu 1. unter Hinweis auf ihre Eheschließung mit einem niederländischen Staatsangehörigen und den

inzwischen  in  Ausübung  der  Freizügigkeit  des  Ehemanns  genommen  Wohnsitz  in  der  Bundesrepublik

Deutschland die Erteilung eines Aufenthaltstitels.

2 Mit  Schreiben  vom 4.  November  2013 hörte  die  damals  zuständige  Ausländerbehörde  der  Stadt

Aachen die Antragstellerin zu 1. zur beabsichtigten Versagung einer Aufenthaltserlaubniskarte gemäß § 5 Abs.

1 FreizügG/EU und Abschiebungsandrohung an,  nachdem der  Ehemann der  Antragstellerin  zu 1.  am 30.

September  2013 eine Selbstanzeige wegen Eingehung einer  Scheinehe erstattet  und diesbezüglich bei  der

Ausländerbehörde später persönlich vorgesprochen hatte. Die melderechtliche Abmeldung des Ehemanns, der

angegeben hatte, zu keinem Zeitpunkt unter der gemeinsamen Adresse in Deutschland wirklich gewohnt zu

haben, erfolgte zum 2. Oktober 2013.
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3 Die Antragstellerinnen meldeten sich am 5. März 2014 als Asylsuchende und stellten am 14. März

2014 einen  Asylantrag.  Infolgedessen  wurden die  Akten  zuständigkeitshalber  abgegeben und das  mit  der

Anhörung eingeleitete ausländerrechtliche Verfahren im Zusammenhang mit dem Verdacht der Scheinehe nicht

fortgeführt. Bei der Anhörung beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge – BAMF – am 12. Mai 2015

erklärte die Antragstellerin zu 1., sie habe mit ihrem Ehemann zusammen in Deutschland gewohnt. Er habe sie

reingelegt und sie nach der Eheschließung – so im September/Oktober 2013 – verlassen. Die Antragstellerin-

nen wurden dem Zuständigkeitsbereich des Antragsgegners zugeteilt  und die Ausländerakte wurde dorthin

abgegeben.

4 Das  Bundesamt  hat  mit  Bescheid  vom  28.  Dezember  2016  den  Asylantrag  als  offensichtlich

unbegründet abgelehnt und festgestellt, dass Abschiebeverbote nach § 60 Abs. 5 und Abs. 7 Satz 1 AufenthG

nicht vorliegen (Bl. 397 ff. der Verwaltungsakte der Antragstellerin zu 1. – VA –). Gleichzeitig wurde den

Antragstellern eine Frist zur freiwilligen Ausreise gesetzt und für den Fall der Nichtausreise die Abschiebung

nach Armenien angedroht. Den hiergegen gerichteten Antrag auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes hat

das Verwaltungsgericht Trier mit Beschluss vom 25. Januar 2017 – 2 L 264/17.TR – abgelehnt (Bl. 421 ff.

VA).  Das  Hauptsacheverfahren  ist  ebenfalls  anhängig  und wird  inzwischen unter  dem Aktenzeichen 8  K

263/17.TR geführt.

5 Während  des  Asylverfahrens  wurde  den  Antragstellern  zunächst  vom  Bundesamt,  später  vom

Antragsgegner  eine  Aufenthaltsgestattung  zur  Durchführung  des  Asylverfahrens  erteilt  und  mehrfach

verlängert. Während des Asylverfahrens beantragte die Antragstellerin zu 1., ihr die Aufnahme einer Erwerbs-

tätigkeit  zu  erlauben.  Nachdem  die  Antragstellerin  zu  1.  mit  Schreiben  vom  14.  Oktober  2015  einen

Berufsausbildungsvertrag  im Hotelfach  mit  dem Ausbildungsbetrieb  ...  vorgelegt  hatte  (vgl.  Bl.  387 VA),

erteilte ihr der Antragsgegner unter dem 19. Oktober 2015 eine „Arbeitserlaubnis (gilt nur in Verbindung mit

einer gültigen Aufenthaltsgestattung“ für die Tätigkeit „Ausbildung im Hotelfach“ bei dem Arbeitgeber ... bis

„Ende Ausbildung oder Aufhebung Ausbildungsvertrag“ (vgl. Bl. 388 VA). Unter Bemerkung ist neben dem

Ausschluss einer Tätigkeit als Leiharbeitnehmer aufgeführt, dass „Diese Arbeitserlaubnis […] ebenfalls gültig

[ist] für eine zeitweise Tätigkeit im H.“ (Bl. 388 VA).

6 Wie inzwischen bekannt ist, beendete die Antragstellerin zu 1. ihre im Oktober 2015 aufgenommene

Ausbildung im Hotelfach bei  dem Ausbildungsbetrieb ...  im Sommer 2016.  Nach einer  eigenen Angaben

zufolge zweimonatigen Unterbrechung der betrieblichen Ausbildung setzte die Antragstellerin zu 1., wie sich

aus  dem im gerichtlichen  Eilverfahren  schließlich  vorgelegten  Berufsausbildungsvertrag  ergibt  (Bl.  6  der

Gerichtsakte – GA –), ihre Ausbildung zur Hotelfachfrau sodann ab dem 17. Oktober 2016 beim Ausbildungs-

betrieb  ...  fort.  Eine  Anzeige  des  Wechsels  der  Ausbildungsstätte  gegenüber  dem Antragsgegner  erfolgte

seinerzeit nicht. Ebenso wenig wurde für die damals weiterhin eine Aufenthaltsgestattung zur Durchführung

des Asylverfahrens besitzende Antragstellerin zu 1. eine Erlaubnis zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit bei

dem neuen Ausbildungsbetrieb beantragt oder erteilt.
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7 Nachdem der Antragsgegner von dem Bescheid des Bundesamtes vom 28. Dezember 2016 Kenntnis

erlangt hatte, holte er Informationen über den Stand der Ausbildung der Antragstellerin zu 1. bei dem ihm

angezeigten und bekannten Ausbildungsbetrieb ... ein und erhielt die Mitteilung, dass die Antragstellerin zu 1.

die Ausbildung abgebrochen habe (vgl. Vermerk vom 5. Januar 2017, Bl. 418 GA).

8 Im Anschluss an die Übersendung des Beschlusses des Verwaltungsgerichts Trier vom 25. Januar

2017,  mit  dem  der  Antrag  auf  einstweiligen  Rechtsschutz  gegen  den  zurückweisenden  Bescheid  des

Bundesamtes vom 28. Dezember 2016 abgelehnt wurde, leitete der Antragsgegner am 31. Januar 2017 die

Passersatzpapierbeschaffung für die Antragstellerinnen ein (Bl. 425 VA). Die Passersatzpapiere wurden von

der  armenischen  Botschaft  in  Berlin  am  13.  März  2017  ausgestellt  und  dem  Antragsgegner  von  der

Zentralstelle für Rückführungsangelegenheiten mit Schreiben vom 3. April 2017 übersandt (Bl. 435 f. VA).

Parallel dazu wurden für die Antragstellerinnen mit E-Mail vom 28. März 2017 Plätze für einen avisierten

Charterflug nach Armenien reserviert (Bl. 431 VA) und die Buchung letztlich bestätigt (Bl. 449 VA).

9 Die letzte den Antragstellern erteilte Aufenthaltsgestattung vom 29. September 2016 war längstens bis

zum 28. März 2017 gültig (Bl. 433 VA). Die erste Duldung wurden den Antragstellern unter dem 30. März

2017  mit  einer  Gültigkeit  bei  zum 29.  Juni  2017  und  der  Nebenbestimmung  erteilt,  dass  die  Duldung

automatisch mit Bekanntgabe des Rückführungstermins bzw. mit Beginn der Rückführung erlösche und eine

Beschäftigung nur mit Genehmigung der Ausländerbehörde gestattet sei (Bl. 441 VA).

10 Mit  Antrag  auf  Erlass  einer  einstweiligen  Anordnung vom 5.  Mai  2017  beantragte  der  Prozess-

bevollmächtigte der Antragstellerinnen, dem Antragsgegner aufzugeben, die für denselben Tag vorgesehene

und bereits  eingeleitete  Abschiebung einzustellen und einstweilen von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen

abzusehen. Der Flug vom Flughafen Frankfurt nach Armenien stehe unmittelbar bevor. Zur Begründung eines

Anordnungsanspruchs wurde im Wesentlichen geltend gemacht, dass die Antragstellerin zu 1. angesichts ihrer

Ausbildung,  die  sie  im ersten  Lehrjahr  im Hotel  B.  und  seit  dem zweiten  Ausbildungsjahr  im Hotel  A.

absolviere, Anspruch auf eine Ausbildungsduldung nach § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG habe. Dem stehe nicht

entgegen, dass die Antragstellerin zu 1. den Wechsel des Ausbildungsbetriebs nicht angezeigt und damit die

Formalitäten  zur  Erteilung  einer  Ausbildungsduldung  nicht  eingehalten  habe.  Das  Festhalten  an  einer

„Förmelei“ sei angesichts der existenziellen Konsequenzen der Abschiebung unverhältnismäßig. Der aufgrund

der  Eilbedürftigkeit  telefonisch  angehörte  Antragsgegner  hat  gegenüber  dem  Verwaltungsgericht  unter

anderem erklärt,  dass  die  Ausländerbehörde keine Kenntnis  von der  Ausbildung der  Antragstellerin  zu 1.

gehabt habe (vgl. Vermerk Bl. 11 GA).

11 Mit Beschluss vom 5. Mai 2017 – 3 L 475/17.KO – hat das Verwaltungsgericht den Antrag auf Erlass

einer einstweiligen Anordnung abgelehnt (Bl. 12 f. GA). Die Antragstellerinnen hätten keinen Anordnungs-

anspruch  dargetan.  Es  fehle  insbesondere  an  der  Glaubhaftmachung,  dass  der  Antragstellerin  zu  1.  ein

Anspruch auf eine Ausbildungsduldung zustehe. Es sei zwar zu berücksichtigen, dass die Antragstellerin zu 1.
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tatsächlich eine Ausbildung aufgenommen habe. Sie habe allerdings nicht substantiiert vorgebracht, dass sie

die Ausländerbehörde hierüber in Kenntnis gesetzt hätte und zur Aufnahme der Ausbildung befugt gewesen

sei.  Die  Abschiebung  der  Antragstellerinnen  nach  Armenien  wurde  am  gleichen  Tag,  am 5.  Mai  2017,

vollzogen.

12 Mit der Beschwerde machen die Antragstellerinnen – weiterhin gestützt auf den Anspruch der Antrag-

stellerin zu 1. auf eine Ausbildungsduldung – nunmehr die Rechtswidrigkeit der am 5. Mai 2017 erfolgten

Abschiebung  geltend.  Zur  Begründung  tragen  sie  im  Wesentlichen  vor,  dass  die  Ausländerbehörde  der

Antragstellerin zu 1. eine Arbeitserlaubnis bis zum Ende der Ausbildung erteilt habe. Das Ausbildungsende sei

noch  nicht  erreicht,  die  Antragstellerin  zu  1.  stehe  nach  wie  vor  in  einem ungekündigten  Ausbildungs-

verhältnis.  Die  Erlaubnis  sei  auch  nicht  auf  einen  bestimmten  Arbeitgeber  beschränkt  gewesen.  Die

Benennung der Ausbildungsstelle in die Erlaubnis habe nur deklaratorische Gründe. Dementsprechend sei die

im  Oktober  2016  bei  einem  anderen  Arbeitgeber  fortgesetzte  Ausbildung  auch  nicht  illegal  gewesen.

Außerdem seien keine Gründe ersichtlich,  weshalb sich der Antragsgegner einer Übertragung der Arbeits -

erlaubnis auf einen anderen Arbeitgeber hätte verschließen sollen. Es erscheine daher ausgeschlossen, dass die

Ausländerbehörde in Kenntnis der gesamten Umstände eine Ausbildungsduldung nach § 60a Abs. 2 AufenthG

verweigert hätte. Wenn bereits die beabsichtigte Aufnahme einer Berufsausbildung zu einem Bleiberecht führe,

müsse das erst  recht  für eine begonnene und bereits  im fortgeschrittenen Stadium des zweiten Lehrjahres

befindliche Ausbildung gelten. Die Antragstellerin zu 1. habe die Ausbildung im Vertrauen darauf begonnen,

dass ihr die Ausländerbehörde einen Aufenthalt bis zum Abschluss der Ausbildung ermögliche. Die Ausländer-

behörde habe diesen Vertrauenstatbestand durch die Erteilung der Arbeitserlaubnis selbst geschaffen. Sich im

Zeitpunkt der Aufenthaltsbeendigung auf den nicht angezeigten Wechsel des Ausbildungsbetriebs zu berufen,

sei treuwidrig und eine reine Förmelei. Die Erteilung einer Duldung setzte keinen Antrag voraus und könne –

was hier angezeigt gewesen wäre – auch von Amts wegen erfolgen. Dementsprechend bestehe ein Anspruch

auf eine Ausbildungsduldung nach § 60a Abs. 2 AufenthG.

13 Nachdem  die  Antragstellerinnen  beim  Verwaltungsgericht  noch  eine  Sicherungsanordnung  zur

Einstellung  der  Abschiebung  beantragt  haben,  beantragen  sie  und  unter  Hinweis  darauf,  dass  sich  der

ursprüngliche Antrag durch die Vollziehung erledigt habe, nunmehr

1. festzustellen, dass ihre Abschiebung am 5. Mai 2017 rechtswidrig war,

2.  den  Antragsgegner  anzuweisen,  zur  Beseitigung  der  rechtswidrigen  Folgen  zu  ihren  Lasten  sie
unverzüglich in das Bundesgebiet zurückzuführen.

16 Der Antragsgegner beantragt, die Beschwerde zurückzuweisen, und führt zur Begründung aus: Die

Antragstellerin zu 1. habe ihre Ausbildung abgebrochen und die Neuaufnahme nicht angezeigt, so dass eine

ausländerrechtliche Genehmigung für die Neuaufnahme nicht vorlag. Selbst wenn der Bevollmächtigte oder

die Antragstellerin zu 1. bereits im Februar 2017 den Wunsch der Aufnahme einer Ausbildung ordnungsgemäß

angezeigt und eine Ausbildungsduldung beantragt hätten, so wäre die Erteilung aus rechtlichen Gründen nicht
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möglich gewesen. Denn eine Ausbildungsduldung dürfe nicht erteilt werden, wenn – wie hier seit dem 31.

Januar 2017 – konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung bevorstünden.

II.

19 Die Beschwerde der Antragstellerinnen hat keinen Erfolg. Der Antrag zu Nr. 1 ist unzulässig, der

Antrag zu Nr. 2 jedenfalls unbegründet.

20 1. Der Antrag, im Verfahren nach § 123 VwGO die Rechtswidrigkeit der Abschiebung vom 5. Mai

2017 festzustellen, ist unzulässig.

21 Die Umstellung des ursprünglichen Antrags auf Erlass einer Sicherungsanordnung zur Einstellung

und Aussetzung der Abschiebung auf eine Feststellung der Rechtswidrigkeit der zwischenzeitlich vollzogenen

Abschiebung – jeweils gestützt auf den geltend gemachten Anspruch auf eine Ausbildungsduldung – stellt

gemäß § 173 VwGO i.V.m. § 264 Nr. 2 ZPO zwar keine Antragsänderung im Sinne des § 91 VwGO dar. Der

Feststellungsantrag ist jedoch unzulässig, weil er in einem Verfahren auf Erlass einer einstweiligen Anordnung

nicht  statthaft  ist.  Das  Feststellungsinteresse,  das  einen  solchen Antrag  allein  rechtfertigt,  kann in  einem

Eilverfahren nicht befriedigt werden, in dem nur eine vorläufige, nicht jedoch eine endgültige und verbindliche

Entscheidung über die Rechtmäßigkeit getroffen werden könnte. Eine verbindliche Entscheidung über diese

Frage ist allein in einem Hauptsacheverfahren möglich (vgl. BVerwG, Beschluss vom 27. Januar 1995 – 7 VR

16/94 –, juris, Rn. 27; OVG RP, Beschluss vom 16. September 2016 – 7 B 10718/16.OVG –; W.-R. Schenke

in: Kopp/Schenke, VwGO, 23. Aufl. 2017, § 80 Rn. 131 und § 123 Rn. 9 m.w.N.).

22 2.  Der  Antrag  zu  Nr.  2,  der  darauf  gerichtet  ist,  die  eingetretenen  Folgen  der  am 5.  Mai  2017

vollzogenen  Abschiebung  im  Rahmen  des  einstweiligen  Rechtsschutzes  zu  beseitigen,  ist  jedenfalls

unbegründet.

23 a. Der im Beschwerdeverfahren unter Nr. 2 gestellte Antrag begründet eine Antragsänderung im Sinne

des § 91 VwGO. Während die Einbeziehung einer Aufhebung der Vollziehung gemäß § 80 Abs. 5 Satz 3

VwGO im Verfahren nach § 80 Abs. 5 VwGO aufgrund der gesetzlich vorgesehenen Verbindung lediglich eine

Erweiterung des ursprünglichen Begehrens und damit gemäß § 173 VwGO i.V.m. § 264 Nr. 2 ZPO keine

Antragsänderung darstellt  (vgl. BVerwG, Urteil vom 10. November 1965 – V C 100.64 –, juris,  Rn. 17 =

BVerwGE 22, 314, zur parallelen Situation bei § 113 Abs. 1 Satz 2 VwGO), fehlt  es im hier betroffenen

Verfahren nach § 123 VwGO an einer entsprechenden verfahrensrechtlichen Verknüpfung, da die einen Annex-

charakter begründende Regelung des § 80 Abs. 5 Satz 3 weder unmittelbar noch entsprechend anwendbar ist

(vgl.  VGH BW, Beschluss vom 18.  Januar 2006 – 11 S 1455/05 –,  juris,  Rn.  6).  Der Übergang auf  den

Vollzugsfolgenbeseitigungsanspruch nach § 80 Abs. 5 Satz 3 VwGO kommt im Verfahren nach § 123 VwGO

nicht in Betracht (vgl. Funke-Kaiser, in: GK-AufenthG, Stand: Oktober 2015, § 81 Rn. 190, m.w.N.). Mithin

ist  das  Begehren  auf  Rückgängigmachung  der  Vollziehung  durch  einen  eigenen,  unmittelbar  hierauf
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gerichteten Anordnungsantrag gemäß § 123 VwGO zu verfolgen (zur Zulässigkeit und den Voraussetzungen

isolierter Anträge auf vorläufige Folgenbeseitigung im Verfahren nach § 123 VwGO vgl. SaarlOVG, Beschluss

vom 18. Oktober 2005 – 2 W 15/05 –, juris; VGH BW, Beschluss vom 11. März 2008 – 13 S 418/08 –, juris),

der im laufenden Verfahren gestellt eine Antragsänderung im Sinne des § 91 VwGO begründet (vgl. VGH BW,

Beschluss vom 18. Januar 2006 – 11 S 1455/05 –, juris, Rn. 6).

24 Im Hinblick auf die Antragsänderung ist zu beachten, dass diese im Beschwerdeverfahren nach § 146

Abs. 4 VwGO regelmäßig unzulässig ist (vgl. vgl. VGH BW, Beschluss vom 18. Januar 2006 – 11 S 1455/05

–, juris, Rn. 6 f.; BayVGH, Beschluss vom 3. März 2016 – 11 CE 16.219 –, juris, Rn. 17; OVG RP, Beschluss

vom 5. Januar 2017 – 7 B 11589/16 –, juris, Rn. 10; Ortloff/Riese, in: Schoch/Schneider/Bier, VwGO, Stand:

Juni 2016, § 91 Rn. 92, jeweils m.w.N.).

25 Dabei kann es vorliegend dahinstehen, ob hier mit der Antragsänderung auch eine – einer zulässigen

Antragsänderung  entgegenstehende  –  wesentliche  Änderung  der  zu  prüfenden  Gesichtspunkte  einhergeht

(bejahend  für  den  hier  gegenständlichen  Wechsel  von  Anträgen  auf  Aussetzung  der  Abschiebung  auf

Rückgängigmachung der Abschiebung VGH BW, Beschluss vom 18. Januar 2006 – 11 S 1455/05 –, juris, Rn.

7; in diese Richtung auch OVG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 6. Juni 2016 – 2 M 37/16 –, juris, Rn. 8 ff.,

m.w.N.)  oder  ob  ausnahmsweise  eine  zulässige  Antragsänderung  anzunehmen  ist  (so  im  Ergebnis  wohl

SaarlOVG, Beschluss vom 24. Januar 2003 – 9 W 50/02 –, juris, ohne jedoch das Problem der Zulässigkeit der

Antragsänderung zu thematisieren).  Denn die Beschwerde bliebe selbst  dann ohne Erfolg,  wenn man eine

entsprechende Antragsänderung im Beschwerdeverfahren nach § 146 Abs. 4 VwGO hier ausnahmsweise als

zulässig erachten würde. Es fehlt jedenfalls an einem glaubhaft gemachten Anordnungsanspruch.

26 b.  Aus  demselben  Grund  bedarf  es  keiner  Entscheidung,  inwieweit  der  gestellte  Antrag  auf

Rückgängigmachung der Vollziehung im einstweiligen Rechtsschutzverfahren nach § 123 VwGO den engen

Zulässigkeitsvoraussetzungen  genügt,  die  gelten,  wenn  –  wie  hier  –  mit  der  Rückgängigmachung  der

Vollziehung im Verfahren nach § 123 VwGO eine Vorwegnahme der Hauptsache einhergeht (vgl. SaarlOVG,

Beschluss vom 24. Januar 2003 – 9 W 50/02 –, juris, Rn. 26; VGH BW, Beschluss vom 11. März 2008 – 13 S

418/08 –, juris, Rn. 7; eine Vorwegnahme verneinend: Funke-Kaiser, in: GK-AufenthG, Stand: Oktober 2015,

§ 81 Rn. 191).

27 Eine über eine vorläufige Regelung hinausgehende Vorwegnahme der Hauptsache ist im Verfahren

des einstweiligen Rechtsschutzes grundsätzlich unzulässig. Dies gilt im Hinblick auf Art. 19 Abs. 4 GG nur

dann nicht, wenn die begehrte Regelung zur Gewährung effektiven Rechtsschutzes schlechterdings notwendig

ist  und  deshalb  die  Gefahr  besteht,  dass  ohne  eine  vorläufige  Regelung  wesentliche  Nachteile  für  den

Antragsteller  eintreten,  und diese nur durch die vorläufige Entscheidung des Gerichts abgewendet  werden

können. Gleichzeitig kann eine einstweilige Anordnung, mit deren Erlass die Hauptsache vorweggenommen

würde, nur ergehen, wenn ein hoher Grad an Wahrscheinlichkeit für einen Erfolg in der Hauptsache besteht
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(vgl. nur W.-R. Schenke in: Kopp/Schenke, VwGO, 23. Aufl. 2017, § 123 Rn. 14, m.w.N). Offen bleiben kann

insbesondere, ob hier – was mindestens fraglich ist – zur Gewährung effektiven Rechtsschutzes überhaupt eine

Vorwegnahme der Hauptsache angezeigt ist, denn im Gegensatz zu anderen Fällen, in denen eine zulässige

Vorwegnahme der Hauptsache angenommen wurde (vgl. SaarlOVG, Beschluss vom 24. Januar 2003 – 9 W

50/02 –, juris, Trennung der familiären Lebensgemeinschaft), sind durch die Vollziehung der Abschiebung hier

keine besonders geschützten verfassungsrechtlichen Belange betroffen.

28 c. Der Antrag zu Nr. 2 ist jedenfalls unbegründet.

29 Nach § 123 Abs. 1 Satz 2 VwGO sind einstweilige Anordnungen zur Regelung eines vorläufigen

Zustands in Bezug auf ein streitiges Rechtsverhältnis zulässig, wenn diese Regelung, vor allem bei dauernden

Rechtsverhältnissen,  um wesentliche Nachteile abzuwenden oder drohende Gewalt zu verhindern oder aus

anderen Gründen nötig erscheint. Diese Voraussetzungen sind erfüllt, wenn der Antragsteller sowohl einen

Anordnungsgrund als auch einen Anordnungsanspruch glaubhaft gemacht hat (§ 123 Abs. 3 VwGO i. V. m. §

920 ZPO).

30 Die  Antragstellerinnen  haben  keinen  Anordnungsanspruch  in  diesem  Sinne  glaubhaft  gemacht.

Voraussetzung für  die  begehrte  Folgenbeseitigung ist  unter  anderem die  Rechtswidrigkeit  der  vollzogenen

Abschiebung. Die Antragstellerinnen waren – dies wird nicht in Frage gestellt – seit der Bekanntgabe des

ablehnenden Beschlusses des Verwaltungsgerichts Trier vom 25. Januar 2017 – 2 L 264/17.TR – gemäß § 58

Abs. 2 Satz 2 AufenthG vollziehbar ausreisepflichtig, nachdem zwar schon die angegriffene Verfügung des

Bundesamtes vom 28. Dezember 2016 sofort vollziehbar gewesen ist (vgl. § 75 Abs. 1 AsylG), der gestellte

Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz gemäß § 36 Abs. 3 Satz 8 AsylG bis zur Entscheidung hierüber einer

Abschiebung jedoch entgegenstand. Den erhobenen Einwand der Rechtswidrigkeit der Abschiebung stützen

die Antragstellerinnen auf einen Anspruch der Antragstellerin zu 1. auf Erteilung einer Ausbildungsduldung.

31 Aus dem Vorbringen der Antragstellers im Beschwerdeverfahren, auf welches sich die Prüfung des

Senats  nach § 146 Abs.  4 Satz 6 Verwaltungsgerichtsordnung – VwGO – beschränkt,  ergeben sich keine

Gründe, aus denen die Entscheidung des Verwaltungsgerichts – konkret zum Fehlen eines glaubhaft gemachten

Anspruchs auf eine Ausbildungsduldung – abzuändern oder aufzuheben ist (vgl. § 146 Abs. 4 Satz 3 VwGO),

um darauf gestützt einen Anordnungsanspruch für die begehrte Folgenbeseitigung annehmen zu können.

32 aa. Gemäß § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG in der seit dem 6. August 2016 geltenden Fassung (BGBl. I

2016 S. 1939) ist eine Duldung wegen dringender persönlicher Gründe im Sinne von § 60a Abs. 2 Satz 3

AufenthG zu erteilen, wenn der Ausländer eine qualifizierte Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten

oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf in Deutschland aufnimmt oder aufgenommen hat, die Voraus-

setzungen nach § 60a Abs. 6 AufenthG nicht vorliegen und konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung

nicht bevorstehen.
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33 Der Ausschlussgrund konkret bevorstehender Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung liegt vor, wenn

die Maßnahmen bei typisierender Betrachtung in einem engen sachlichen und zeitlichen Zusammenhang zu

einer beabsichtigten Abschiebung stehen (vgl. VGH BW, Beschluss vom 13. Oktober 2016 – 11 S 1991/16 –,

juris,  Rn.  21;  NdsOVG, Beschluss  vom 9.  Dezember  2016 –  8 ME 184/16 –,  juris,  Rn.  8;  OVG NRW,

Beschluss vom 13. März 2017 – 18 B 148/17 –, juris, Rn. 19). Dies erfordert nicht, dass konkrete Maßnahmen

bereits  angeordnet  oder  ausgeführt  worden  sind.  Es  genügt  vielmehr,  dass  die  Abschiebung  durch  die

Ausländerbehörde oder eine andere für die Aufenthaltsbeendigung zuständige Behörde vorbereitet wird und

diese  absehbar  durchgeführt  werden  soll.  Ausweislich  der  Gesetzesbegründung  genügt  es,  wenn  z.B.  ein

Pass(ersatz)papier beantragt worden ist oder die Abschiebungen terminiert sind oder ein Verfahren zur Dublin-

Überstellung läuft (vgl. BT-Drucks. 18/9090, S. 25). Mithin soll nach dem in der Gesetzesbegründung zum

Ausdruck  kommenden  Willen  in  Fällen,  in  denen  die  Abschiebung,  Zurückschiebung  oder  Überstellung

absehbar ist, der Durchsetzung der Ausreisepflicht Vorrang eingeräumt werden. Eine Duldung zum Zweck der

Berufsausbildung  darf  dann  nicht  erteilt  werden  (vgl.  BT-Drucks.  18/9090,  S.  25;  vgl.  auch  OVG  RP,

Beschluss vom 5. Januar 2017 – 7 B 11589/16.OVG –, juris, Rn. 7).

34 Maßgebend für die Beurteilung der Sach- und Rechtslage ist bei Verpflichtungsklagen grundsätzlich

der  Zeitpunkt  der  letzten  mündlichen  Verhandlung  oder  Entscheidung  in  der  Tatsacheninstanz  (stRspr.

BVerwG, Urteil vom 18. April 2013 – 10 C 9/12 –, juris, Rn. 11 = BVerwGE 146, 189, zur Erteilung eines

Aufenthaltstitels). Für die Entscheidung über das Vorliegen eines Anordnungsanspruchs kommt es demnach

grundsätzlich  auf  die  Sach-  und  Rechtslage  im Zeitpunkt  der  gerichtlichen  Entscheidung  an  (vgl.  W.-R.

Schenke in: Kopp/Schenke, VwGO, 23. Aufl. 2017, § 123 Rn. 27). Etwas Anderes gilt nur dann, wenn das

materielle  Recht,  insbesondere  der  Zweck der  gesetzlichen Vorschrift,  ausnahmsweise  gebietet,  auf  einen

anderen Zeitpunkt, z.B. auf den der Antragstellung, abzustellen (vgl. BVerwG, Urteil vom 18. April 2013 – 10

C 9/12 –, juris, Rn. 18 = BVerwGE 146, 189).

35 Für  die  Ausbildungsduldung nach § 60a Abs.  2  Satz  4 AufenthG gilt,  dass  die  Voraussetzungen

grundsätzlich zum Zeitpunkt der Behördenentscheidung bzw. bei einem dagegen gerichteten Rechtsschutz zum

Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung vorliegen müssen (vgl. OVG NRW, Beschluss vom 13. März 2017 –

18 B 148/17 –, juris, Rn. 23).

36 Etwas anderes gilt ausnahmsweise für den Versagungsgrund konkret bevorstehender Maßnahmen zur

Aufenthaltsbeendigung. Hier scheidet aus Gründen des materiellen Rechts ein Abstellen auf den Zeitpunkt der

gerichtlichen  Entscheidung  oder  denjenigen  der  Behördenentscheidung  aus.  Bei  einem Abstellen  auf  den

Zeitpunkt der Entscheidung der Ausländerbehörde oder auf den des Gerichts hätte es ansonsten letztlich die

Ausländerbehörde in der Hand, durch die Einleitung von Abschiebemaßnahmen – die nach dem Gesetzes-

wortlaut  selbst  im  Fall  einer  bereits  aufgenommenen  Ausbildung  die  Duldungserteilung  hindern  –  die

Entstehung des Anspruchs zu verhindern (vgl. VGH BW, Beschluss vom 13. Oktober 2016 – 11 S 1991/16 –,

juris, Rn. 19; OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 22. November 2016 – OVG 12 S 61.16 –, juris, Rn. 9;
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NdsOVG, Beschluss vom 9. Dezember 2016 – 8 ME 184/16 –, juris, Rn. 8; OVG NRW, Beschluss vom 13.

März 2017 – 18 B 148/17 –, juris, Rn. 23).

37 Gleichzeitig ist auch nicht auf den Zeitpunkt allein der tatsächlichen Aufnahme einer qualifizierten

Ausbildung abzustellen. Zum einen dürften der Ausländerbehörde solche privatrechtlichen Akte nicht ohne

weiteres bekannt sein (vgl. VGH BW, Beschluss vom 13. Oktober 2016 – 11 S 1991/16 –, juris, Rn. 19; OVG

Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 22. November 2016 – OVG 12 S 61.16 –, juris, Rn. 10). Zum anderen ist

es erforderlich, dass die Ausbildung nach Maßgabe der zu beachtenden aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen

rechtmäßig erfolgt. Dies setzt insbesondere voraus, dass dem Ausländer eine nach § 4 Abs. 2 Satz 3, § 42 Abs.

2 Nr. 5 AufenthG in Verbindung mit § 32 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 2 BeschV erforderliche Beschäftigungs -

erlaubnis erteilt worden ist, für die bei der Aufnahme einer Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten

oder  vergleichbar  geregelten  Ausbildungsberuf  lediglich  die  Zustimmung  der  Bundesagentur  für  Arbeit

entbehrlich ist, das Erfordernis einer Erlaubnis jedoch uneingeschränkt besteht (vgl. NdsOVG, Beschluss vom

9. Dezember 2016 – 8 ME 184/16 –, juris, Rn. 6, m.w.N.; BayVGH, Beschluss vom 24. April 2017 – 19 CE

17.619 –, juris, Rn. 18 aE). Nach den Gesetzesmaterialien zielt die Neuregelung in § 60a Abs. 2 Satz 4 ff.

AufenthG nur darauf ab, für die Dauer einer – im Einklang mit den geltenden gesetzlichen Bestimmungen

aufgenommenen – Berufsausbildung mehr Rechtssicherheit für Geduldete und Ausbildungsbetriebe zu schaf-

fen (vgl.  BT-Drucks. 18/8615, S. 26). Ein eigenmächtiges und damit rechtswidriges Verhalten sollte durch

diese Regelung nicht begünstigt werden (BayVGH, Beschluss vom 24. April 2017 – 19 CE 17.619 –, juris, Rn.

21).

38 Als maßgeblicher Zeitpunkt  für die Frage,  ob der Versagungsgrund konkret  bevorstehender Maß-

nahmen zur Aufenthaltsbeendigung einer Ausbildungsduldung entgegensteht – und nur dafür –, wird deshalb

in der Rechtsprechung auf den Zeitpunkt der Beantragung der Ausbildungsduldung abgestellt (vgl. VGH BW,

Beschluss vom 13. Oktober 2016 – 11 S 1991/16 –, juris, Rn. 19; OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom

22. November 2016 – OVG 12 S 61.16 –, juris, Rn. 11; NdsOVG, Beschluss vom 9. Dezember 2016 – 8 ME

184/16 –, juris, Rn. 8; OVG NRW, Beschluss vom 13. März 2017 – 18 B 148/17 –, juris, Rn. 23), wobei im

Einzelnen unterschiedliche Anforderungen gestellt werden, was mit dem Antrag vorzutragen oder vorzulegen

ist, damit dieser hinreichend konkret ist. Die Spanne reicht insoweit von einem Antrag unter Mitteilung des

(konkreten) Ausbildungsverhältnisses (VGH BW, Beschluss vom 13. Oktober 2016 – 11 S 1991/16 –, juris,

Rn. 19; zum zusätzlich erforderlichen zeitlichen Zusammenhang zur Aufnahme der Ausbildung VGH BW,

Beschluss vom 27. Juni 2017 – 11 S 1067/17 –, juris, Rn. 16 ff.), über einen Antrag unter Vorlage des bereits

abgeschlossenen Ausbildungsvertrages, der sich zumindest auf das unmittelbar bevorstehende Ausbildungsjahr

beziehen muss und in engem zeitlichen Zusammenhang mit diesem steht (vgl. OVG NRW, Beschluss vom 13.

März 2017 – 18 B 148/17 –, juris,  Rn. 25), bis hin zu der Überlegung, dass neben dem Antrag und dem

Ausbildungsvertrag auch bereits die Eintragung in die Lehrlingsrolle erfolgt bzw. beantragt sein muss oder auf

den Zeitpunkt der Eintragung in die Lehrlingsrolle abzustellen sei (vgl. dazu VG Neustadt an der Weinstraße,

Beschluss vom 12. Oktober 2016 – 2 L 680/16.NW –, juris, Rn. 8; ablehnend: OVG NRW, Beschluss vom 13.
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März 2017 – 18 B 148/17 –, juris, Rn. 25).

39 bb. Nach diesen Maßstäben hat die Antragstellerin nach der im Eilverfahren allein möglichen und

gebotenen summarischen Prüfung keinen Anspruch auf Erteilung einer Ausbildungsduldung und damit fehlt es

an einem Anordnungsanspruch.

40 Dem geltend gemachten Anspruch auf Erteilung einer Ausbildungsduldung der Antragstellerin zu 1.

für die seit Oktober 2016 tatsächlich betriebene Ausbildung zur Hotelfachfrau beim B. Hotel GmbH steht der

Versagungsgrund konkret bevorstehender Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung gemäß § 60a Abs. 2 Satz 4

AufenthG entgegen.

41 Der Antragsgegner hat am 31. Januar 2017 durch die Beantragung von Passersatzpapieren für die

Antragstellerinnen eine Maßnahme ergriffen, mit der die in absehbarer Zeit durchzuführende und letztlich auch

durchgeführte  Abschiebung  am  5.  Mai  2017  vorbereitet  wurde.  Inwieweit  allein  die  Beantragung  von

Passersatzpapieren für die Annahme das Ausschlussgrundes genügt, wenn es an einem zeitlichen Zusammen-

hang mit der beabsichtigten Abschiebung fehlt, bedarf vorliegend keiner Entscheidung, weil hier der zeitlicher

Zusammenhang  zwischen  dem  Antrag  vom  31.  Januar  2017  und  der  beabsichtigen,  am  5.  Mai  2017

durchgeführten Abschiebung in jedem Fall gegeben ist.

42 Soweit der maßgebliche Zeitpunkt für die Frage, ob konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung

vorliegen, zugunsten des Ausländers auf den Zeitpunkt der Beantragung der Ausbildungsduldung unter im

Einzelnen umstrittenen Anforderungen an die Konkretisierung des Ausbildungsverhältnisses vorverlegt wird

und es nicht auf den Zeitpunkt der Behördenentscheidung bzw. der Entscheidung des Gerichts ankommt (s.o.),

räumt die Antragstellerin zu 1. selbst ein, den Wechsel der Ausbildungsstelle nicht angezeigt und – jedenfalls

vor dem 31. Januar 2017 – eine Ausbildungsduldung nicht beantragt zu haben.

43 Mangels  Antragstellung  kann  es  dahinstehen,  welche  Anforderungen  im  Einzelnen  daneben

erforderlich  sind  (dazu  oben),  um  den  maßgeblichen  Zeitpunkt  für  die  Frage  festzulegen,  ob  konkrete

Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung bevorstehen. Der Vortrag im Beschwerdeverfahren, sie, die Antrag-

stellerin zu 1., habe bei ihrer Vorsprache wegen der zu erteilenden Duldung die von ihr betriebene Ausbildung

angesprochen,  vermag  daran  nichts  zu  ändern.  Denn  zum  einen  wird  –  auch  unter  Einbeziehung  ihrer

eidesstattlichen Versicherung (vgl. Bl. 78 GA) – nicht deutlich, ob die Antragstellerin zu 1. auch den Wechsel

des Ausbildungsbetriebes offenbart hat. Zum anderen datiert die in der eidesstattlichen Versicherung konkret

vorgetragene  Vorsprache  auf  den  21.  April  2017,  mithin  auf  einen  Zeitpunkt,  zu  dem  bereits  konkrete

Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung bevorstanden und der Antragsgegner auch bereits Plätze für den Flug

nach Armenien reserviert hatte.
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44 Keiner weiteren Aufklärung bedarf es, ob die Antragstellerin zu 1., wie sie selbst angibt, bei ihrer

Vorsprache  am 21.  April  2017  auf  Nachfrage  die  –  ansonsten  in  keiner  Weise  mit  dem Akteninhalt  in

Übereinstimmung  zu  bringende  –  mündliche  Auskunft  erhalten  hat,  sie  habe  durch  die  auf  drei  Monate

befristete Duldung keine Probleme und könne ruhig ihre Ausbildung weiter machen. Eine rechtliche Position

zu ihren Gunsten lässt sich, da die Voraussetzungen einer Zusicherung jedenfalls nicht vorliegen, daraus nicht

herleiten. Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass die Antragstellerinnen durch eine etwaige fehlerhafte

Auskunft  zu diesem Zeitpunkt  – selbst wenn man diese als erfolgt unterstellen würde – keine rechtlichen

Nachteile erlitten haben, da – wie ausgeführt – eine Ausbildungsduldung nach dem 31. Januar 2017 nicht mehr

erteilt werden durfte.

45 Der mit der Beschwerde geltend gemachte Einwand, eine Duldung könne nicht nur auf Antrag erteilt

werden, sondern auch von Amts wegen, ist zwar zutreffend, verhilft der Beschwerde jedoch nicht zum Erfolg.

Bei einer von Amts wegen zu erteilenden Ausbildungsduldung stellte sich nämlich zunächst die Frage, ob

mangels  einer  den  insoweit  maßgeblichen  Zeitpunkt  bestimmenden  Antragstellung  eine  zeitliche

Vorverlagerung für die Prüfung des Ausschlussgrundes, ob konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung

bevorstehen,  überhaupt  erfolgt.  Die  Frage  bedarf  vorliegend  indes  keiner  Entscheidung,  weil  eine

Vorverlagerung des maßgeblichen Zeitpunktes bei einer von Amts wegen zu erteilenden Ausbildungsduldung

zumindest voraussetzen würde, dass diejenigen Umstände, die ansonsten mit der Antragstellung mitzuteilen

sind,  amtsbekannt  sind  und etwaig  erforderliche  Nachweise  vorliegen.  Ein  entsprechender  Kenntnis-  und

Informationsstand des Antragsgegners vor dem 31. Januar 2017 scheidet jedoch schon deshalb aus, weil ihm

seinerzeit nicht einmal bekannt war, dass die Antragstellerin zu 1. eine Ausbildung zur Hotelfachfrau bei der B.

Hotel GmbH gemacht hat.

46 Die Kenntnis des Antragsgegners von der vorangehenden Ausbildung der Antragstellerin zu 1. bei der

..., für die ihr in Abhängigkeit von ihrer Aufenthaltsgestattung zur Durchführung des Asylverfahrens (§ 55 Abs.

1 Satz 1 AsylG) durch den Antragsgegner eine Beschäftigungserlaubnis nach § 61 Abs. 2 AsylG erteilt worden

ist,  bietet  keine  Grundlage  für  eine  Vorverlagerung  des  maßgeblichen  Zeitpunkts  für  die  Prüfung  des

Ausschlussgrundes konkret bevorstehender Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung. Aus der vorangehenden,

von Oktober 2015 bis Sommer 2016 betriebenen Ausbildung kann die Antragstellerin zu 1. für die nunmehr

beanspruchte  Ausbildungsduldung  nichts  herleiten,  die  sie  für  ihre  im  Oktober  2016  bei  einer  anderen

Ausbildungsstätte aufgenommene Ausbildung begehrt.

47 Die unter dem 19. Oktober 2015 erteilte Beschäftigungserlaubnis für die Ausbildung im Hotelfach bei

dem Arbeitgeber ... (vgl. Bl. 388 VA) war entgegen der Ansicht der Antragstellerinnen auf die Ausbildung bei

dem  konkret  benannten  Ausbildungsbetrieb  beschränkt  und  umfasste  deshalb  trotz  gleichbleibenden

Ausbildungsziels nicht den Wechsel zu einem anderen Arbeitgeber. Dass die Benennung des Ausbildungs-

betriebs in der Erlaubnis vom 19. Oktober 2015 nicht nur deklaratorischer Natur war, ergibt sich schon aus der

„Arbeitserlaubnis“ selbst, die als Bemerkung den Zusatz enthält, dass die Erlaubnis ebenfalls für eine zeitweise
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Tätigkeit im H. gültig ist (vgl. Bl. 388 VA). Der Aufnahme einer außerhalb des Ausbildungsbetriebs zulässigen

Tätigkeit bei einem ebenfalls namentlich benannten Betrieb hätte es nicht bedurft, wenn die Erlaubnis ohne

Bindung  an  die  konkrete  Ausbildungsstätte  allein  auf  das  Ausbildungsziel  Hotelfachfrau  gerichtet  erteilt

worden wäre.  Die  gemäß § 61 Abs.  2  AsylG erlaubte  Erwerbstätigkeit  hat  danach mit  dem Abbruch der

dortigen Ausbildung im Sommer 2016 ihre Wirksamkeit verloren.

48 Die  Beschäftigungserlaubnis  vom  19.  Oktober  2015  lässt  sich  deshalb  insbesondere  nicht  als

Erlaubnisgrundlage  für  die  am  17.  Oktober  2016  bei  einem  anderen  Ausbildungsbetrieb  fortgesetzte

Ausbildung zur  Hotelfachfrau heranziehen und begründet  auch keinen Vertrauenstatbestand zugunsten der

Antragstellerin zu 1. dafür, die Ausbildung bei einem anderen Ausbildungsbetrieb beenden zu können. Auch

der Hinweis, die erste Ausbildung sei aus einem staatlich geförderten Bleiberechtsprojekt heraus aufgenom-

men worden, aus dessen Teilnehmerbedingungen sich ergebe, dass durch die Bleiberechtsprojekte eine Prüfung

und  die  erforderliche  Abstimmung  (auch)  mit  den  Ausländerbehörden  erfolgten,  begründet  keinen

Vertrauensschutz. In diesem Zusammenhang tragen die Antragstellerinnen schon nicht vor, das der Wechsel

des  Ausbildungsbetriebs  in  Abstimmung  mit  dem Bleiberechtsprojekt  erfolgt  sei,  das  seinerseits  bei  der

Ausländerbehörde das Erforderliche hätte in die Wege leiten können oder müssen.

49 Die  Antragstellerin  zu  1.  kann  sich  auch  nicht  darauf  berufen,  sie  habe  seinerzeit  schon  einen

Anspruch auf eine Ausbildungsduldung gehabt mit  der Folge, dass das Ermessen bezüglich der Beschäfti -

gungserlaubnis  nach  §  4  Abs.  2  Satz  3  AufenthG  aufgrund  des  Zusammenhangs  mit  dem  gebundenen

Anspruch auf eine Ausbildungsduldung regelmäßig reduziert sei (vgl. dazu Allgemeine Anwendungshinweise

des Bundesministeriums des Innern zur Duldungserteilung nach § 60a Aufenthaltsgesetz, S. 11). Denn die

Antragstellerin  zu 1.  war  damals  noch im Besitz  einer  Aufenthaltsgestattung,  so  dass  die  Erteilung einer

Beschäftigungserlaubnis  im nicht  in  einer  besonderen  Weise  vorgeprägten  oder  reduzierten  Ermessen  des

Antragsgegners gemäß § 61 Abs. 2 AsylG gestanden hätte. Die Antragstellerin zu 1. hat durch ihren nicht

angezeigten Wechsel der Ausbildungsstelle dem Antragsgegner die Möglichkeit genommen, dass ihm in § 61

Abs.  2  AsylG  eingeräumte  Ermessen  pflichtgemäß  auszuüben  und  über  die  Frage  der  Erteilung  einer

Beschäftigungserlaubnis auf Basis der damaligen Gegebenheiten zu entscheiden. Die erforderliche Anzeige

des  Wechsels  und die  erst  damit  eröffnete  Möglichkeit,  über  eine  Beschäftigungserlaubnis  in  dem neuen

Betrieb zu entscheiden, sind – entgegen der Ansicht der Antragstellerinnen – auch keine Förmelei, sondern

bildet die notwendige Grundlage zur Verwirklichung des gesetzlichen Verbots mit Erlaubnisvorbehalt. Ohne

eine entsprechende Anzeige eines Wechsels kann die Ausländerbehörde schon nicht prüfen, ob der konkrete

Arbeitgeber  und  die  dort  angestrebte  Tätigkeit  die  Voraussetzungen  erfüllen,  um hierfür  eine  Beschäfti -

gungserlaubnis  erteilen  zu  können  oder  ob  andere  Umstände  vorliegen,  die  eine  Erlaubniserteilung

ausschließen  oder  ihr  –  im  Rahmen  der  Ermessensausübung  –  entgegenstehen.  Überdies  hätte  es  einer

Beschäftigungserlaubnis für den neuen Ausbildungsbetrieb auch bedurft, damit dieser seinen Verpflichtungen

aus § 4 Abs. 3 Satz 4 AufenthG genügt. Danach obliegt die Prüfung, ob der Ausländer eine Berechtigung zur

Erwerbstätigkeit besitzt, auch dem Arbeitgeber. Hier hätte eine Prüfung ergeben müssen, dass die ausdrücklich
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für die Tätigkeit  bei einem anderen Arbeitgeber ausgestellte Erlaubnis für den anderen Ausbildungsbetrieb

nicht gilt; zumindest hätte es einer Nachfrage bei der zuständigen Ausländerbehörde bedurft.

50 Die  Aufnahme  der  Ausbildung  im  Oktober  2016  erfolgte  danach  ohne  die  erforderliche

Beschäftigungserlaubnis,  war  damit  rechtswidrig  und  scheidet  als  Anknüpfungsmoment  für  eine  zeitliche

Vorverlagerung der Prüfung des hier entscheidenden Ausschlussgrundes aus.

51 Soweit mit der Beschwerde versucht wird, die Bedeutung der Anzeige des Arbeitgeberwechsels zu

bagatellisieren, übersehen die Antragstellerinnen,  dass mit  der fehlenden Anzeige die (mögliche) Erteilung

einer Beschäftigungserlaubnis als notwendige Grundlage für eine rechtmäßige Beschäftigung selbst vereitelt

wurde  und  gleichzeitig  die  wegen  des  zeitlichen  Ablaufs  letztlich  wichtige  Festlegung  des  maßgeblichen

Zeitpunktes für die Frage, ob konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung bevorstehen, versäumt wurde,

so  dass  die  am  31.  Januar  2017  eingeleiteten  Maßnahmen  die  Erteilung  einer  Ausbildungsduldung

ausschließen.

52 Nach dem Vorstehenden bedarf es, da es zu diesem Zeitpunkt bereits an einer legalen Beschäftigung

fehlte,  keiner  Erörterung,  ob  und,  wenn  ja,  unter  welchen  Voraussetzungen  eine  im  Asylverfahren  mit

Aufenthaltsgestattung und Beschäftigungserlaubnis nach § 61 Abs. 2 AsylG aufgenommene Ausbildung nach

dem Erlöschen der Aufenthaltsgestattung (vgl. insbesondere § 67 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 AsylG) und dem Wegfall

der  akzessorischen  Erlaubnis  nach  §  61  Abs.  2  AsylG  im Rahmen  einer  Ausbildungsduldung  und  einer

Beschäftigungserlaubnis  gemäß  §  4  Abs.  2  Satz  3  AufenthG fortgesetzt  werden kann.  Jedenfalls  hat  der

Antragsgegner  durch  seine  Erkundigungen  zum  Stand  der  ihm  bekannten  und  von  ihm  genehmigten

Ausbildung durchaus zu erkennen gegeben, dass er bereit und willens war, eine legale Ausbildung aus dem

Asylverfahren bei der Prüfung des zuzusprechenden Status nach dem Aufenthaltsgesetz zu berücksichtigen. Im

Anschluss an die Mitteilung über den Abbruch dieser Ausbildung und ohne Kenntnis von einer anderweitigen

Ausbildung war der Antragsgegner gehalten,  die Ausreisepflicht der Antragstellerinnen durchzusetzen,  und

hatte insbesondere keinen Anlass, die Antragstellerinnen hierzu anzuhören (vgl. § 59 Abs. 1 Satz 8 AufenthG).

53 3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2 VwGO.

54 Die Entscheidung über die Festsetzung des Wertes des Streitgegenstands folgt aus § 47 Abs. 1 Satz 1,

§  53  Abs.  2  Nr.  1,  §  52  Abs.  1  GKG  i.V.m.  Nrn.  1.1.3  und  1.5  des  Streitwertkatalogs  für  die

Verwaltungsgerichtsbarkeit  2013  (LKRZ  2014,  169).  Ungeachtet  der  prozessualen  Einkleidung  in  einen

Folgenbeseitigungsanspruchs  dient  der  einstweilige  Rechtsschutz  hier  der  Sicherung  der  begehrten

Ausbildungsduldung für die Antragstellerin zu 1. Aufgrund der mit einer Ausbildungsduldung zu erlangenden

Position, die deutlich über diejenige einer Aussetzung der Abschiebung hinausgeht, legt der Senat insoweit

einen Hauptsachestreitwert in Höhe von 5.000,00 € zugrunde (vgl. auch OVG RP, Beschluss vom 16. Juni

2017  –  7  B  10927/17.OVG  –),  der  aufgrund  der  inhaltlichen  Anknüpfung  auch  für  die  Duldung  der
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Antragstellerin  zu  2.  heranzuziehen  ist.  Wegen  der  Vorläufigkeit  der  Entscheidung  in  Verfahren  des

einstweiligen Rechtsschutzes einerseits und der weitgehenden Vorwegnahme der Hauptsache andererseits sind

hiervon nach ständiger Rechtsprechung des Senats in vergleichbaren Fällen drei Viertel anzusetzen. Ausgehend

von einem Hauptsachestreitwert von zusammen 10.000,00 € beträgt der Streitwert danach 7.500,00 €. Soweit

das Verwaltungsgericht  einen anderen Streitwert  zugrunde gelegt  hat,  wird die Festsetzung des Streitwerts

gemäß § 63 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 GKG von Amts wegen geändert.

Vorinstanz: Verwaltungsgericht Koblenz, Beschluss vom 5. Mai 2017, Az: 3 L 475/17.KO
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